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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 16. — 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Verwendung der verfallenen Kaution für das Gennep - Goch - Wefeler Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen, S. 173. — Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes, S. 174. — 
Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über das Notariat, S. 177. — Verfügung des Juſtiz⸗ 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für mehrere Bezirke in der Provinz Hannover, 
S. 211. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 212. 


(Nr. 8705.) Geſetz, betreffend die Verwendung der verfallenen Kaution für das Gennep⸗ 
Goch⸗Weſeler Eiſenbahn⸗ Unternehmen. Vom 23. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten wird ermächtigt, die von der 
Nordbrabant⸗Deutſchen Eiſenbahngeſellſchaft für die rechtzeitige Vollendung und 
Ausrüſtung der Eiſenbahn von der Preußiſch⸗Holländiſchen Grenze bei Gennep 
über Goch nach Weſel beſtellte, dem Staate verfallene Kaution von 78 500 Thalern 
4% prozenti er Preußiſcher konſolidirter Staatsanleihe nebſt den inzwiſchen auf⸗ 
gelaufenen Zinsen der Nordbrabant⸗Deutſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit der Maßgabe 
zu überweiſen, 


1) daß der Betrag von 30 000 Thalern (90 000 Mark) 4½ prozentiger 
Preußiſcher konſolidirter Staatsanleihe bei der Generalſtaatskaſſe in 
Berlin hinterlegt und als Kaution für diejenigen Anlagen verhaftet 
bleibt, deren Ausführung von dem Miniſter der öffentfichen Arbeiten 
ir Umwandlung des jetzigen proviſoriſchen Anſchluſſes der Gennep⸗ 

eſeler Bahn an die Venlo-Weſeler Bahn in einen definitiven 
Anſchluß etwa gefordert wird; 
ef. Samml. 1880, (Nr. 87058706) 31 


Ausgegeben zu Berlin den 24. März 1880, 


r . . 
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2) daß ferner ein Betrag von 17000 Thalern (51000 Mark) erſt am 
1. Juli 1881 zur Rückerſtattung kommen ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 23. Februar 1880. 


G. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8706.) Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes. Vom 27. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 
K 1. 

Wer außerhalb ſeines Wohnortes und ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung die Waaren eines Wanderlagers von einer feſten Verkaufsſtätte 
aus feilbieten will, hat vom 1. April 1880 ab neben und unabhängig von der 
Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen (Geſetz vom 3. Juli 1876, 
Geſetz⸗Samml. S. 247) in jedem Orte, an welchem er das Geſchäft betreibt 
oder durch Vermittelung eines daſelbſt einheimiſchen Verkäufers oder Auktionators 
betreiben läßt, eine nach den folgenden Vorſchriften für die Gemeinden beziehungs⸗ 
weiſe Kreiſe zu erhebende Steuer zu entrichten. 

Durch die Erfüllung der geſetzlichen Förmlichkeiten der Begründung des 
Wohnſitzes oder einer gewerblichen Niederlaſſung wird der Inhaber eines Wander⸗ 
lagers von der Entrichtung der Steuer nicht befreit, wenn die begleitenden 
Umſtände erkennen laſſen, daß die Förmlichkeiten behufs Verdeckung des Wander⸗ 
lagerbetriebes erfüllt find. { 

Das Veranſtalten einer Auktion von Waaren eines Wanderlagers wird 
dem Feilbieten derſelben gleich geachtet. 

§. 2. 

Werden die Waaren des Wanderlagers an einem Orte in mehreren Ver⸗ 
kaufslokalen (gleichzeitig oder nach einander) feilgeboten, ſo iſt für jedes derſelben 
die Steuer Kfonders zu entrichten. 

$. 3. a 
Der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Beſteuerung iſt nicht unterworfen: 
1) der Markt- und Meßverkehr, ſowie der Verkauf von Ausſtellungs⸗ 
objekten auf öffentlichen, von den zuſtändigen Behörden genehmigten 
Ausſtellungen, 
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2) die Errichtung feſter Verkaufsſtellen für die Dauer der Kurzeit (Saiſon) 
in Bade-, Brunnen⸗ und ähnlichen Orten, 

3) das Feilbieten von Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs vom Schiffe 
aus — mit Ausnahme derjenigen Handwerkerwaaren, mit denen nur 
den einheimiſchen Verkäufern der Wochenmarktverkehr geſtattet iſt ($. 64 
5 W vom 21. Juni 1869, Bundes ⸗Geſetzbl. 

f U 

4) das Feilbieten von Lebensmitteln aller Art. 

5) Außerdem kann der Finanzminiſter für gewiſſe Gewerbsarten oder in 
einzelnen Fällen den Geſchäftsbetrieb fteuerfrei geſtatten. 


. 4. 


a Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer des Wanderlagerbetriebes 
in den Orten: 


der erſten Gewerbeſteuerabtheilun—— 50 Mark, 

| der zweiten und dritten Gewerbeſteuerabtheilung g 40 

der vierten Gewerbeſteuerabtheilung, ſowie in den Hohen— 
zollernſchen Landen . 


Eine Theilung der Steuerſätze für einen kürzeren als einwöchentlichen Be⸗ 
trieb findet nicht ſtatt. 

Die Woche wird vom Tage der Eröffnung des Betriebes bis zum Anfang 
des entſprechenden Tages der nächſten Kalenderwoche 1 Eine Unter⸗ 
brechun oder frühere Beendigung des Betriebes vor Ablauf der Woche bleibt 
unberücfchtigt 

Für die Wanderauktionen wird dieſelbe Steuer für den Tag erhoben. 


§. 5. 


Die Iſteinnahme der Steuer wird 
a) in den Orten der erſten, zweiten und dritten Gewerbeſteuerabtheilung 
der Gemeinde, in deren Bezirk der Wanderlagerbetrieb ſtattgefunden hat, 
b) in den Orten der vierten Weener en den betreffenden Kreiſen, 
in den Hohenzollernſchen Landen den betreffenden Amtsverbänden 
überwieſen. 

Aeber die Verwendun haben im Falle zu Litt. b die Kreisvertretungen 
beziehungsweiſe in den Ge enzollernſchen Landen die Amtsverſammlungen zu 
Gunſten der betheiligten Gemeinden und Gutsbezirke zu beſchließen. 

Inſoweit die Erhebung der Steuer durch Staatsbeamte (Steuerempfänger, 
Steuerkaſſe in Berlin, Kreiskaſſe in Frankfurt a. M) bewirkt wird, ſind von der 
iu. überweiſenden Iſteinnahme drei Prozent als Erhebungskoſten für die Staats- 


aſſe vorweg in Abzug zu bringen. 
Im Uebrigen ſteht weder dem Staate noch den Gemeinden für ihre Mit⸗ 


wirkung bei Feſtſetzung und Erhebung der Steuer ein Anſpruch auf Ver⸗ 
gütung zu. 
(Nr, 8706.) 31* 
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$. 6. 

Wer ein nach $. 1. ſteuerpflichtiges Geſchäft beginnen, oder nach Ablauf 
der Zeit ($. 4), für welche dle Steuer entrichtet iſt, forlfezen oder e Dekra 
will, iſt verpflichtet, davon der Gemeindebehörde des Ortes — in Berlin der 
Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern — unter Angabe der Ver⸗ 
kaufsſtelle und der Dauer des Betriebes ($. 4) Anzeige zu machen und den in 
der Anmeldungsbeſcheinigung beſtimmten 0 an die daſelbſt bezeichnete 
Empfangsſtelle 1 7 Quittung vor Eröffnung des Betriebes zu entrichten. 

In den 5 en des F. 2 iſt die gleiche Verpflichtung für jede Verkaufsſtelle 
zu erfüllen. 

$. 7. 

Wer ein nach $$. 1 und 2 ſteuerpflichtiges Geſchäft beginnt beziehungsweiſe 
fortſetzt, ohne die im F. 6 beſtimmten Verpfiichtungen erfüllt zu haben, wird mit 
ar best W Betrage der vorenthaltenen Steuer (F. 4) gleichen Geld— 

rafe beſtraft. 

Außerdem iſt die vorenthaltene Steuer zu entrichten. 


$. 8. 

Wird feſtgeſtellt, daß die ftrafbare Handlung ($. 7) im Auftrage und für 
Rechnung einer anderen Perſon ausgeübt iſt, ſo iſt gegen den Auftraggeber auf 
die gleiche Strafe wie gegen den Beauftragten zu erkennen, und as Beide 
ſolidariſch für die Strafbeträge, die Koſten und die vorenthaltene Steuer. 


§. 9. 

Die ace Steuerquittung muß bei jeder Verkaufsſtelle während der 
Dauer des Geſchäftsbetriebes den zuſtändigen Beamten auf Erfordern vor⸗ 
gezeigt werden. a 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchrift werden mit Geldſtrafe bis zu 
30 Mark beſtraft. 

§. 10. 


In Betreff der Umwandlung der Geldſtrafen in Haft, des Strafverfahrens 
und der Beſchlagnahme der zum Geſchäftsbetriebe mitgeführten Gegenſtände finden 
die 995 26 bis einſchließlich 29 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 247) entſprechende ang. 3 

In den Fällen des F. 9 findet eine vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch 
die Regierung nicht ſtatt. 

$. 11. 


In Betreff des Beſchwerdeverfahrens, der Verpflichtungen der Kommunal⸗ 
und Kreisbehörden ſowie der Kommunen bezüglich der Ermittelung und Erhe⸗ 
bung der Steuer ſind auf die nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu erhebende Steuer, 
ſoweit in demſelben nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, die wegen der Gemerbe- 
ſteuer vom ſtehenden Gewerbebetriebe geltenden Beſtimmungen anzuwenden. 

Daſſelbe gilt bestiolch der Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungs⸗ 
friſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz-Samml. ©. 140). 
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$. 12. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ſind die Miniſter des Innern und der 
Finanzen beauftragt. 


N ichen Juß unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen In iegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Februar 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8707.) Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über das Notariat. Vom 8. März 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 


6. 1. 


In dem Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, in den vormals 
Großherze lich Heſſiſchen Gebietstheilen, welche jetzt zu den Bezirken der Ober⸗ 
* te zu Caſſel und Frankfurt am Main gehören, und in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen wird das Notariat Eine Kenn 

Die Ernennung der Notare erfolgt durch den Juſtizminiſter. 


§. 2. 

R In den im F. 1 bezeichneten Gebieten ſind die Notare zuſtändig, Urkunden 

glaneinectsgeſchefte der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit aufzunehmen und zu be⸗ 
aubigen. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften, nach welchen gewiſſe Rechtsgeſchäfte 
ausſchließlich vor den ordentlichen Gerichten vorgenommen werden können oder 
der erichtlichen Betätigung bedürfen, ſowie die orſchriften über die Mitwirkung 
der Feldgerichte und der Ortsgerichte bei Rechtsgeſchäften über unbewegliche Sachen. 


F. 3. 
In dem Gebiete der vormaligen freien Stadt Frankfurt am Main ſind 
alle Notare des Bezirks zuſtändig, Wechſelproteſte aufzunehmen. 
Die Beſtimmungen des F. 10 Abſatz 3, 4 des Frankfurtiſchen Einführungs 
geſetzes zur Deutſchen Wechſelordnung vom 27. März 1849 werden aufgehoben. 
(Nr. 8706-8708.) 
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$. 4. 
In den Landestheilen des gemeinen Rechts, mit Ausnahme des Bezirks des 
Oberlandesgerichts zu Celle, wird das Geſetz über das Verfahren bei Aufnahme 
von Notariatsinſtrumenten vom 11. Juni 1845, mit Ausſchluß der $$. 34, 43, 


45; 46 (Anlage) eingeführt. 

BL Die Binge der 9 37 bis 39 des erwähnten Geſetzes finden auch 
auf die vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes entſtandenen Schrift: 
ſtücke der vorhandenen Notare Anwendung. N 

Die bisherigen Vorſchriften über das Verfahren bei der Aufnahme letzt 
williger Verfügungen bleiben unberührt. 


$. 5. 

In den Geltungsbereichen des Geſetzes vom 11. Juli 1845 und der Rhei⸗ 
niſchen Notariatsordnung vom 25. April 1822 bedarf es bei der Beglaubigung 
von Unterſchriften weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines 
Protokolls; bei der Aufnahme von Proteſten bedarf es der Zuziehung von Zeu⸗ 


gen nicht. 
$. 6 


In dem 1 Bezirke des Oberlandesgerichts zu Celle gehörigen Kreiſe 
Rinteln werden die noch geltenden Vorſchriften der Hannoverſchen Notariatsord⸗ 
nung vom 18. September 1853 mit Ausſchluß der Abſchnitte VIII, IX (Anlage) 


A eingeführt. 
ie bisherigen Vorſchriften über das Verfahren bei der Aufnahme letzt⸗ 
williger Verfügungen bleiben unberührt. 
Die Abſätze 2 und 3 des $. 32 der Hannoverſchen Notariatsordnung vom 
18. September 1853 werden aufgehoben. 


6. J. 
In den Geltungsbereichen des Geſetzes vom 11. Juli 1845 und der Han⸗ 
Auſſch Notariatsordnung vom 18. September 1853 ſteht das Recht der 
ufſi 

1) dem Juſtizminiſter hinſichtlich aller Notare, 

2) dem Präſidenten des Oberlandesgerichts hinſichtlich der Notare des Ober⸗ 
landesgerichtsbezirks, 

3) dem Präſidenten des Landgerichts hinſichtlich der Notare des Land- 
gerichtsbezirks 


Die Vorſchriften des $. 23 des Geſetzes, betreffend die Abänderungen von 
Beſtimmungen der Disziplinargeſetze, vom 9. April 1879 finden bei der Aufſicht 
über die Notare entſprechende Anwendung. 


$. 8. 
In der Provinz Hannover findet rückſichtlich der Disziplinarſtrafen der 
$. 12 der Verordnung vom 30. April 1847, rückſichtlich der vorläufigen Ent⸗ 
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hebung vom Amte der dritte Abſchnitt des Geſetzes vom 7. Mai 1851 mit den 
durch das Geſetz vom 9. April 1879 beſtimmten Aenderungen Anwendung. 


$. 9. 

In den Geltungsbereichen des Geſetzes vom 11. Juli 1845 und der Han- 
noverſchen Notariatsordnung vom 18. September 1853 werden Auslagen der 
Notare und Gebühren derſelben für Erhebung und Ablieferung von Geldern und 
7 be nach den für Rechtsanwälte geltenden Vorſchriften ($$. 76 bis 83, 
87 der ebührenordnung für Rechtsanwälte) erhoben, die Gebühren für Erhebung 
und Ablieferung von Geldern jedoch nur dann, wenn die Erhebung der Gelder 
nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes ſtattgefunden hat. Gebühren 
für die Beglaubigung von Unterſchriften werden in allen Fällen nach Maßgabe 
es F. 8 Nr. 3 des Koſtentarifs für Grundbuchſachen, Beilage zur Grundbuch⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1872, erhoben. 


$. 10. 

„ In den Geltungsbereichen des Geſetzes, betreffend den Anſatz und die Ge 
bühren der Notare, vom 11. Mai 1851 und des gleichen Lauenbur 975 Geſetzes 
vom 4. Dezember 1869 werden für die Beglaubigung einer Abſchriſ ie Schreib⸗ 
gebühren für Herſtellung der Abſchrift, eine weitere Gebühr aber nicht erhoben, 
mag die Abſchrift durch den Notar hergeſtellt fein oder nicht. 

ö Die Vorſchriften der $$. 13 Litt. B der erwähnten Geſetze finden, ſoweit 
Reiſekoſten oder Fuhrkoſten nicht & berechnen find, auch ferner Anwendun 
Jedoch mit der Maßgabe, daß an Stelle der Entfernung von über eine Viertel⸗ 
meile die Entfernung von zwei Kilometer tritt. 

Die $$. 4, 5 der erwähnten Geſetze werden aufgehoben. 


K. 11. 


„In den Hohenzollernſchen Landen und in dem Gebiete der vormaligen 
freien Stadt Frankfurt am Main wird das Geſetz, betreffend den Anſatz und 
Da Erhebung der Gebühren der Notare, vom 11. Mai 1851 (Anlage) mit 
den durch die 5. 9, 10 des gegenwärtigen Geſetzes beſtimmten Abänderungen 


eingeführt. 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Juſegel f 
Gegeben Berlin, den 8. März 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


Gr. 8707.) 
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Anlage A. 


Geſe tz 


über 


das Verfahren bei Aufnahme von Notariats⸗Inſtrumenten , 
vom 11. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen dc. 


Babe die Vorſchriften über das bei Aufnahme von Notariats⸗Inſtrumenten zu 
eobachtende Verfahren einer Reviſion unterwerfen laſſen, und verordnen auf den 
Antrag Unſeres e und nach vernommenem Gutachten Unſeres 
Staatsraths für diejenigen 

Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, was folgt: 


u 
Die Notare dürfen innerhalb der Grenzen ihres Amtsbezirks Niemandem 
ihren Dienſt verweigern, vorbehaltlich der nachfolgenden Beſchränkungen. 


$. 2. 
Sie dürfen keine Verhandlung aufnehmen, deren Inhalt gegen ein Straf⸗ 
geſetz verſtößt. 
$. 3 


Iſt der Inhalt der aufzunehmenden Verhandlungen von der Art, daß das 
Geſchäft, ohne gerade ſtrafbar zu ſein, dennoch verboten oder ungültig iſt, ſo iſt 
es die Pflicht des Notars, die Betheiligten hierüber zu belehren, und wenn ſie 
dennoch bei ihrem der i beſtehen, in der alsdann unweigerlich aufzunehmenden 
Verhandlung von der ihnen gegebenen Belehrung und ihrer hierauf gemachten 
Erklärung ausdrückliche Meldung zu thun. 


$. 4. 

Der Notar iſt zur Belehrung der Intereſſenten und zur ausdrücklichen 
Erwähnung dieſer Belehrung verpflichtet, wenn er wahrnimmt, daß auch nur 
ein Intereſſnt entweder in dem beabfichtigten Gefchäft Heuer unfähig oder nicht 
im Stande iſt, die rechtlichen Folgen des Geſchäfts zu überſehen. 


heile Unſerer Monarchie, in welchen die Allgemeine | 
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$. 5. 

Kein Notar darf eine Verhandlung aufnehmen, bei welcher er ſelbſt, oder 
ſeine Frau, oder einer von ſeinen oder ſeiner Frau Verwandten oder Ver⸗ 
ſchwägerten in auf⸗ und abſteigender Linie, oder in der Seitenlinie bis zum 
Grade des Oheims oder Neffen einſchließlich betheiligt ſind, oder worin eine 
Verfügung zu Gunſten einer der genannten Perſonen getroffen wird. 


F. 6. 

„In prozeſſualiſchen Angelegenheiten, in welchen der Notar einem der Be⸗ 
theiligten als Jute miau dient itt, oder bedient geweſen iſt, ſowie in 
den An elegenheiten einer Partei, deren Generalmandatar der Notar iſt, darf 
derſelbe keine Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit aufnehmen. a 


$. 7. 

Zu jeder Verhandlung hat der Notar entweder einen zweiten Notar oder 
zwei Zeugen zuzuziehen, in deren Gegenwart die Vorleſung der Verhandlung 
und die Beifügung der Unterſchrift oder des Handzeichens derjenigen Intereſſenten, 
welche nicht ſchreiben können, erfolgen muß. ö 

AS ‚müfien dem Notar pon Perſon bekannte Inländer, männ⸗ 


li DET Anterſchlriſt doc eee eee eee 
ichewelche nicht fi bebe können, erfolgen muß. ER 
.. Die Zeugen müffen dem Notar von Perſon bekannte Inländer, männ⸗ 

1) Taube, Stumme und gerichtlich für Verſchwender erriatte Perſonen, 
2) diejenigen, welche wegen irgend eines Verbrechens Zuchthausſtrafe erlitten 
Falch oder wegen Diebſtahls, Unterſchlagung, Betrugs, Untreue, 
Fälſchung oder Eidesbruchs zu irgend einer Strafe verurtheilt worden find; 
3) diejenigen, welche für unfähig erklärt worden, einen nothwendigen 

Eid zu leiften; 

4) diejenigen, denen in der Gemeinde, in welcher ſie ihren Wohnſitz haben, 
das Gemeinde- oder Stimmrecht in Gemäßheit der Städte⸗ oder Land⸗ 

gemeinde⸗Ordnungen wegen Unwürdigkeit verſagt oder entzogen iſt; 


5) diejenigen, welche eines öffentlichen Amtes entſetzt worden ſind. 


§. 8. 
Die Beſtimmungen des $. 5 finden auch auf den zweiten Notar und die 
Zeugen Anwendung. , 
Auch darf der Notar mit den Inſtrumentszeugen oder mit dem zugezogenen 
u Notar in dem im F. 5 angegebenen Grade nicht verwandt oder ver⸗ 


chwägert ſein. 
8. 9. 


Die Dienſtboten und Gehülfen der Betheiligten und Notare, namentlich 
die Privatſchreiber der Notare, dürfen bei den Verhandlungen nicht als Zeugen 
zugezogen werden. a 

ef. Samml. 1880. (Nr. 8707.) 32 


a 
+ * 1 


3 
$. 10. 

Die von den Notaren aufzunehmenden Protokolle müſſen nothwendig 

enthalten: 

1) den Namen und Wohnort des Notars oder der Notare; 

2) den Namen, Stand und Wohnort der ugejogenen Inſtrumentszeugen 
und derjenigen Zeugen, durch deren Angabe ſich der Notar von der 
Identität ihm nicht bekannter Perſonen verſichert hat; 

3) die Namen, den Stand und Wohnort der Intereſſenten; 

4) den Ort, das Jahr, den Monat und Tag, an welchem die Verhand⸗ 
lung aufgenommen ift; 

5) die Verſicherung, daß dem Notar, ſowie dem zugezogenen zweiten Notar 
oder den Inſtrumentszeugen, keines der Verhältniſſe entgegenſteht, welche 
von der Theilnahme an der Verhandlung nach $$. 5 bis 9 ausſchließen. 


$. 11. 
Hat ein Tauber oder ein Stummer eine Erklärung Aden „ſo muß die 
Beobachtung der in den $$.4 und 5 Titel 3 Theil II der gemeinen Gerichts⸗ 
ordnung vorgeſchriebenen Formen aus dem Protokolle hervorgehen. 


$. 12. N 
Die Protokolle müſſen deutlich, ohne Abkürzungen, Lücken und Durch⸗ 
ſtreichungen geſchrieben, Zuſätze oder Abänderungen aber, welche nach aufgenom⸗ 
mener Verhandlung nothwendig werden ſollten, am Rande geſchrieben, und 
ebenſo wie das Protokoll ſelbſt von den Intereſſenten unterzeichnet werden. 
Summen und Zahlen müſſen mit Buchſtaben geſchrieben werden. 


§. 13. 

Das Protokoll muß in Gegenwart des zugezogenen zweiten Notars oder 
der Zeugen laut vorgeleſen und hiernächſt von den Intereſſenten unterſchrieben 
werden. 

Perſonen, welche nicht ſchreiben können, haben ihr Handzeichen beizufügen 
bei welchem der Notar oder einer der Zeugen bemerkt, wer daſſelbe gemacht hat. 
Der Zuziehung beſonderer Beiſtände bedarf es nicht. 


$. 14. 

Das Protokoll ſchließt mit dem Atteſt: 

1) daß die vorſtehende Verhandlung fo, wie ſie niedergeſchrieben, ftatt- 
gefunden hat; 

2) daß ſie in Gegenwart des Notars und des zugezogenen zweiten Notars 
oder der Zeugen den Betheiligten vorgeleſen und von ihnen genehmigt; 

3) daß ſie von den Betheiligten eigenhändig unterzeichnet, oder weshalb 
dies unterblieben und ſtatt der Unterſchrift ein Handzeichen beigefügt iſt. 
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F. 15. 


Die ſolchergeſtalt gefchloffene Verhandlung ift von den Notaren und Zeugen 
eigenhändig mit Vor⸗ und Zunamen zu unterſchreiben. 


$. 16. 


Die Arſchrift dieſer Verhandlung bleibt in den Händen des Notars. Die 
Betheiligten erhalten Ausferti ung derſelben; zu dieſem Zwecke iſt eine wort⸗ 
‚petzen Abſchrift der Verhandlung mit allen Unterfchriften anzufertigen und 

arunter folgender Vermerk zu ſetzen: 
Vorſtehende in das Regiſter unter Nr. ..... Jahr eingetra⸗ 
gene Verhandlung wird hiermit für N. N. ausgefertigt. 

Sind mehrere Exemplare ausgefertigt, ſo wird dies hier beigefügt. 

Unter dieſen Vermerk muß der Ort „das Jahr, der Monat und Tag der 
erfolgten Ausfertigung geſetzt, das Notariatsſiegel, welches 175 die Schnur, 
wodurch mehrere Bogen mit einander zu verbinden ſind, halten muß, beigedrückt 
und dieſe Ausfertigung von dem Notar eigenhändig mit Beifügung ſeines Amts⸗ 
titels unterzeichnet werden. 

§. 17. . 


„Wie viel Exemplare der e anzufertigen ſind, hängt von den 
Anträgen der Parteien ab. Der Notar iſt dafür verantwortlich, daß ſämmtliche 
Exemplare enau mit einander übereinſtimmen, und daß auf der Urſchrift, ſowie 
auf jedem Exemplare der e ($. 16) bemerkt wird, wie oft die Ver⸗ 
handlung ausgefertigt und wem jedes Exemplar zugeſtellt worden. 

N Fernere Ausfertigungen, ſowie beglaubigte Abſchriften oder 7 darf 
er Notar an Niemand außer den Betheiligten, deren Erben oder Rechts 
nachfolgern geben. 

$. 18. | 


Wird von einem der Betheiligten, deren Erben oder Rechtsnachfolgern eine 
anderweitige Ausfertigung erbeten, ſei es, daß ſie keine erhalten haben, oder daß 
de einer neuen Ausfertigung bedürfen, jo muß, wie im Falle des $. 17, der 

ame des Empfängers und der Tag der Verabfolgung auf der Urſchrift ver- 
merkt und in der usſertigungsklaufel (§. 16) der Grund, weshalb die neue 
Ausfertigung ertheilt iſt, angegeben werden. 


$. 19. 
„Die Notare ſind verpflichtet, über die Verhandlungen, bei denen fie mit- 
gewirkt haben, Verſchwiegenheit zu beobachten. 
$. 20. 


. Bei den beſtehenden Vorſchriften, welche die Notare verpflichten, den Ge- 
richten oder anderen Behörden beglaubigte Abſchriften der Wehnen mitzutheilen 
5 davon Kenntniß zu geben, verbleibt es auch Bm: 
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§. 21. 


Wollen die Intereſſenten nur die Unterſchrift eines von ihnen vollzogenen 
Inſtruments anerkennen, ſo iſt der Notar weder ſchuldig, noch befugt, von dem 


Inhalt des Inſtruments Kenntniß zu nehmen. f 
In dieſem 15 wird das über die Rekognition der Unterſ riften auf⸗ 
O 


zunehmende Protokoll, welches den in dieſer Verordnung gegebenen Vorſchriften 
entſprechen muß, unter die zu rekognoszirenden Unterſchriften geſchrieben. 
Dieſes Protokoll vertritt zugleich die in anderen Fällen nach §. 16 zu 
ebende Ausfertigung; der Notar hat fein Amtsſiegel der Unterſchrift, welche nach 
15 erfolgt, beizufügen, und daſelbſt zugleich die Nummer des Regiſters, unter 
welcher die Verhandlung eingetragen iſt, zu vermerken. 
In den Händen des Notars bleibt nur der Eintragungsvermerk im Ne 


iſter zurück. 
u $. 22. 


Wenn nicht blos die Unterſchrift, ſondern auch der Inhalt einer Urkunde 
anerkannt werden ſoll (Allgemeine Gerichtsordnung Theil I Titel 10 F. 125), ſo 
wird die Urkunde in Gegenwart der Zeugen oder des zweiten Notars vor elefen 
und, nachdem fie anerkannt worden, der im Verwahr des Notars verbleibenden 
Urſchrift der Verhandlung angeheftet und mit derſelben ausgefertigt. 


$. 23. 


In Anſehung der Formen der Wechſelproteſte und Vidimationen bleibt es 
bei den beſtehenden Geſetzen. 


b. 24. 


Wenn die Intereſſenten oder auch nur Einer derſelben ſich in deutſcher 
Sprache auszudrücken nicht im Stande find, fo muß die Aufnahme der Ver⸗ 
1 jederzeit in deutſcher Sprache und in derjenigen Sprache erfolgen, in 
welcher die Betheiligten ſich auszudrücken im Stande ſind. ö 


. 25. 


Sind der Notar und die beiden Zeugen, oder wenn keine Zeugen zugezogen 
ſind, beide Notare der fremden Sprache, worin die Betheiligten ſich . den 
im Stande find, mächtig, ſo erfolgt die Aufnahme und Vollziehung des Proto- 
kolls in beiden Sprachen, ohne daß es der Zuziehung eines Dolmetſchers bedarf. 


$. 26. | 
Iſt aber auch nur eine der bei Aufnahme der Verhandlung mitwirkenden 
Perſonen der fremden Sprache nicht mächtig, ſo muß ein Dolmetſcher zugezogen 
werden, welchen die Parteien ſelbſt wählen oder durch den Notar wählen laſßen 
. 27. 


Sind bei dem Geſchäft mehrere Perſonen, welche ſich nur in fremder 
Sprache ausdrücken können, betheiligt, und iſt die Sprache derſelben verſchieden / 


Se 


fo ift für jede Sprache ein beſonderer Dolmetſcher nötig es ſoll jedoch die Zu⸗ 
ung Eines Dolmetſchers genügen, wenn dieſer die Sprachen ſämmtlicher Be⸗ 
heiligten verſteht. 5 5 
$. 28. 


Der Dolmetſcher muß als ſolcher vor Gericht vereidet fein; den Betheiligten 
fteht jedoch frei, ſich über einen unvereideten Dolmetscher zu vereinigen. 


F. 29. 


Der Dolmetſcher Nr die Eigenſchaften eines gültigen Inſtrumentszeugen 
haben ($$.7, 8 und 9). Das Verbot des $. 5 findet auch auf ſein Verhältniß 
zu dem zugezogenen zweiten Notar oder den Inſtrumentszeugen Anwendung. 


$. 30. 


Der Potar erforſcht die Willensmeinung der Parteien durch den Dolmetſcher, 
nimmt die Verhandlung in der deutſchen Sprache auf, läßt ſolche den Betheiligten 
5 Dolmetſcher in ihrer Sprache vortragen und von dem Dolmetſcher mit 
den Parteien unterzeichnen. Der Dolmetſcher kann auch, wenn die der deutſchen 
Sprache nicht mächtige Perſon des Leſens und Schreibens unkundig iſt, deren 
Handzeichen nach F. 13 atteftiren. 

Der in deutſcher Sprache aufgenommenen Verhandlung wird eine von 
dem Dolmetſcher verfaßte Ueberſetzung in der fremden Sprache beigefügt, die von 
denſelben Perſonen zu unterzeichnen iſt, welche die deutſche Verhandlung unter⸗ 
zeichnet haben. 

$. 31. 

Das Protokoll muß außer demjenigen, was nach $. 10 erforderlich iſt, 
enthalten: 

1) den Namen, Stand und Wohnort des Dolmetſchers; f 

2) die Bemerkung, daß derſelbe gerichtlich vereidigt iſt, oder daß die Parteien 
ſich über die 80 iehung eines 5 Dolmetſchers en haben, 
und daß dem Holmelſcher keines den Verhältniſſe entgegenſteht, welche 
nach $$. 7 bis 9 und 29 von der Theilnahme an der Verhandlung 
ausschließen; 

3) in dem Falle, wenn bei Parteien verſchiedener Sprachen nur Ein 
Dolmetſcher zugezogen worden, die Bemerkung, daß dieſer die Sprachen 
ſämmtlicher Parteien verſteht ; 

4) im Falle des $. 25 die Bemerkung, daß ſämmtliche bei Aufnahme der 
Verhandlung mitwirkende Perſonen der fremden Sprache mächtig find. 


$. 32. 


Das unter das Protokoll nach F. 14 zu ſetzende Atteſt muß außer den 
daſelbſt Nr. 2 gedachten Perſonen auch des zugezogenen Dolmetſchers erwähnen, 
daſſelbe wird der deutſchen Verhandlung, ſowie der Ueberſetzung in deutſcher 
Sprache beigefügt und nach H. 15 unter beiden Exemplaren unterzeichnet. 
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F. 33. 


Bei den Ausfertigungen werden Urſchrift und Ueberſetzung entweder nach 
einander oder in neben einander fortlaufenden Spalten . ſo daß ſich 
der in deutſcher Sprache beizufügende Ausfertigungsvermerk ($. 16) zugleich auf 
Urſchrift und Ueberſetzung bezieht. 


F. 34. ꝛc. 


6. 35. 


Es iſt unſtatthaft, die Notariatsurkunden blos in der 1 oder blos 
in der deutſchen Sprache aufzunehmen und auszufertigen, N bſt wenn die des 
Deutſchen unkundige Partei das Eine oder das Andere ausdrücklich verlangen follte. 


$. 36. b 


Jeder Notar iſt verpflichtet, ein von dem Vorſtande des Untergerichts ſeines 
Wohnortes paginirtes und mit deſſen Handzuge verſehenes Regiſter zu führen, 
und in die verſchiedenen Kolonnen deſſelben jede von ihm aufgenommene Ver⸗ 
8 nach der Zeitfolge unter fortlaufenden Nummern, das Datum, die 

atur und Beſchaffenheit des Geſchäfts, den Namen, Stand und Wohnort des 
Betheiligten einzutragen. 5 
9 In dem Regiſter darf nichts radirt und zwiſchen die Linien eingeſchaltet 
werden. 

Auf jeder Ausfertigung wird die Nummer vermerkt, unter welcher die 

Verhandlung in das Negifter eingetragen iſt. 


$. 37. 


Bei dem Ausſcheiden, dem Tode oder der Verſetzung eines Notars in einen 
anderen Amtsbezirk hat das Untergericht, in deſſen Bezirk der Notar ſeinen 
Wohnſitz hatte, alle das Amt deſſelben betreffenden Papiere (Urſchriften, 
Regiſter u. f. w.) nebſt dem Dienſtſiegel an ſich zu nehmen und aufzubewahren. 
Dem vorgeſetzten Obergerichte iſt hiervon Anzeige zu machen. 


$. 38. 


Das Gericht, bei welchem nach der Beſtimmung des $. 37 die amtlichen 
Papiere des Notars aufbewahrt werden, iſt befugt, Ausfertigungen daraus unter 
ſeinem Siegel und ſeiner Unterſchrift zu ertheilen. 

Dabei iſt der Grund, weshalb die Ausfertigung von dem Gerichte ertheilt 
wird, anzuführen und die Vorſchrift des §. 18 zu beobachten. 


$. 39. 


Wird ein Notar vom Amte ſuspendirt, ſo hängt es von der Beſtimmung 
des Obergerichts ab, ob ſchon während der Sugpenſton ſämmtliche Papiere an 
das betreffende Gericht abgegeben, oder dieſem nur das Regiſter nebſt dem 
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Notariatsſiegel ausgeliefert, und die einzelnen Urſchriften, von welchen Aus⸗ 
Ben es werden, vorgelegt werden ſollen, um in Stelle des fuspen- 
otars die 


irten usfertigungen zu ertheilen. 


$. 40. 
Die von den Notaren innerhalb ihrer Kompetenz und mit Beobachtung der 
weſentlichen Förmlichkeiten . Urkunden, die Urſchriften wie die 
usfertigungen, haben dieſelbe Beweiskraft und Glaubwürdigkeit, wie die 
gerichtlich aufgenommenen Protokolle und Ausfertigungen. 
$. 41. 
Als weſentliche Förmlichkeiten find die in den $$. 10, 11, 13, 14, 15, 
21, 22, 24 bis 27, 30 bis 33 „35 enthaltenen Beſtimmungen anzuſehen. 
$. 42. 
Die Verletzung dieſer weſentlichen Förmlichkeiten hat zur Folge, daß das 
Inſtrument nicht die Kraft einer Notariatsurkunde hat. = 
F. 43 x. 


$. 44. 
i Die Obergerichte haben von Zeit zu Zeit die Gefchäftsführung jedes in 
ihrem Departement angeſtellten Notars revidiren 105 laſſen. Die Notare ſind 
ſchuldig, den Kommiſſarien ſämmtliche Urkunden und Regiſter zur Einſicht vorzulegen. 
§. 45 2c. 


F. 46 x. ö 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. Uhden. 


Beglaubigt: 
Bode. 
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Anlage B. 


Rotariatsordnung. 


Rotenkirchen, den 18. September 1853. 


Georg der Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover, Koͤniglicher 
Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland / 
Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg xt. 


Wir erlaſſen hiermit, unter verfaſſungsmäßiger Zuſtimmung der Stände 
des Königreichs, die nachfolgende Notariatsordnung. 


I. Abſchnitt. 
Von der Ernennung der Notare. 


F. 1. 

Jedem Notar wird bei ſeiner N ein beſtimmter Wohnort und ein 
beſtimmter Geſchäftsbezirk, welcher regelmäßig dem Bezirke desjenigen Obergerichts 
gleich ſein ſoll, in welchem der Notar ſeinen Wohnſitz hat angewieſen. 

Eine Erweiterung dieſes regelmäßigen Umfanges des Geſchäftsbezirks iſt zu⸗ 
läſſig; eine Einſchränkung dagegen nur inſoweit, daß derſelbe in denjenigen Ober⸗ 

erichtsbezirken, in welchen gemeines und Preußiſches Recht gilt, auf das Gebiet 
des einen oder anderen Rechts beſchränkt werden kann. 

Dieſe Vorſchriften finden auch auf die vor Erlaß dieſes Geſetzes ernannten 
Notare Anwendung. Doch kann ihnen wider ihren Willen ein anderer als ihr 
gegenwärtiger Wohnſi nicht angewieſen werden. Auch verbleibt es daneben bei 
den Vorſchriften des erichtsverfaſſungsgeſehes vom 8. November 1850 F. 87. 


$. 2. 
Nur ſolche Perſonen können zu Notaren ernannt werden, welche 
1) das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben, und 
2) wenigſtens drei Jahre als Richter oder Advokaten angeſtellt geweſen ſind. 


3 


$. 3. 
Das Amt eines Notars iſt mit einem beſoldeten Staats⸗, ſtändiſchen oder 
Gemeindeamt unvereinbar. 
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Der Juſtizminiſter ift befugt, einem Notar, der ein befoldetes ftändifches 
oder Gemeindeamt übernimmt, die Beibehaltung des Notariats zu geftatten; dieſelbe 
N 555 verſagt werden, wenn das ſtändiſche oder Gemeindeamt ungenügend 
otirt iſt. 

„Der Beibehaltung eines von einem Notar bereits vor Erlaß dieſes Geſetzes 
bekleideten, mit dem Notariat in Zukunft unvereinbaren Amts ſteht die Vorſchrift 
im erſten Satze dieſes Paragraphen nicht entgegen. 


$. 4. 
Jeder neuernannte Notar hat vor dem Antritt ſeines Amts den in der 
Anlage vorgeſchriebenen Dienſteid bei dem Obergerichte des ihm angewieſenen 
Wohnorts zu leiſten. 3 


Diemſelben wird gleichzeitig auf feine Koſten ein Notariatsſiegel ausgehän⸗ 
digt, deſſen er ſich bei allen Amtshandlungen bedienen muß. 

Dieſes Notariatsſiegel enthält die Abbildung des Hannoverſchen. Pferdes 
und den Vor⸗ und Familiennamen des Notars, mit der Bezeichnung dieſer ſeiner 
Eigenſchaft und der Angabe ſeines Wohnorts. 

Den bereits ernannten Notaren, welche ein den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
entſprechendes Siegel noch nicht in Gebrauch haben, ſoll ein ſolches auf ihre 
Koſten durch die Staatsanwaltſchaft des betreffenden Obergerichts, welcher zugleich 
die alten Siegel abzuliefern ſind, ausgehändigt werden. 


$. 6. 


Neuernannte Notare haben vor ihrer Beeidigung, die gegenwärtig bereits 
ernannten innerhalb vier Wochen nach dem Anfange der Wirkſamkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes dem betreffenden Obergerichte ihre Namensunterſchrift in fo vielen Exem⸗ 
plaren einzureichen, daß in der Regiſtratur ſowohl des Obergerichts, als derjenigen 
für e „in deren Gerichtsbezirken fie zur Ausübung des Notariats befugt 
ſind, ein Exemplar niedergelegt werden kann. 


8 2 
Kein Notar darf 
1) außerhalb des ihm angewieſenen Wohnorts wohnen oder ein Geſchäfts⸗ 
lokal einrichten 
2) ſeinen Wohnort ohne Erlaubniß der Staatsanwaltſchaft auf länger als 
ſechs Monate verlaſſen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung bei 
einer Abweſenheit zum Zweck der Theilnahme an der allgemeinen 
Ständeverſammlung. 
§. 8. i 


N 5 Vermittelung von Darlehnen, wie auch der Betrieb von 
Handels- und Mällergeſchäften iſt dem Notar unterſagt. 
Desgleichen jede Uebernahme einer Bürgſchaft oder Gewährleiſtung für 
Geſchäfte, welche er beurkunden ſoll. Vergleiche jedoch §. 67. 
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II. Abſchnitt. 
Wirkungskreis der Notare. 


$. 9. 

Der Geſchäftskreis der Notare umfaßt die Handlungen der nicht ſtreitigen 
wiese ; fie üben dieſelbe in gleichem Umfange und mit gleicher Wirkung 
wie die Gerichte. 

Dieſe Regel erleidet jedoch Ausnahmen: 

1) rückſichtlich des Vormundſchafts⸗ Kuratel⸗ und Depoſitenweſens, ſowie 
der Hypothekenbuchführung;; 

2) rückſichtlich derjenigen Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche an 
die Mitwirkung des perſönlich oder dinglich zuſtändigen Richters ge⸗ 
wieſen find; 

3) rückſichtlich der Abnahme von Eiden, vorbehaltlich 5 der in den 
F. 1 a. E., 2, 2 des Geſetzes vom 28. Dezember 1821, das Verbot 
er Privateide betreffend, geſtatteten Ausnahmen, welche auch für die 
Landestheile des Preußiſchen Rechts Platz greifen ſollen. 


F. 10. 

In allen Fällen, in welchen die Genehmigung oder 8 pi des zu⸗ 
kei Gerichts zur Rechtsbeſtändigkeit der Verhan lung erforderlich iſt, kann 
ieſelbe auf Grund einer öffentlichen Urkunde nachgeſucht werden. Es wird jedoch 
dadurch die Befugniß des Gerichts nicht ausgeſchloſſen, nöthigenfalls das Er⸗ 
ſcheinen der Partei zu verlangen. A 

Ein Gleiches gilt da, wo die en einer Verhandlung von 
der Errichtung derſelben vor einer Verwaltungsbehörde oder von deren Geneh- 
migung abhängig gemacht ift. 

. 


Sind den Notaren durch die früheren Geſetze einzelne über den denſelben 
in dem gegenwärtigen ek gegebenen Geſchäftskreis hinausgehende Befugniſſe 
beigelegt / welche durch dies eſetz nicht ausdrücklich verboten ſind — vergl. Preuß. 
A. G. O. Theil II Titel 5 §. 20 —, fo verbleiben dieſelben unbeeinträchtigt. 


III. Abſchnitt. 
Allgemeine Verpflichtungen der Notare in Beziehung auf ihre 
Geſchaͤftsfuͤhrung. 
$. 12. 


Der Notar iſt verpflichtet, über die in dieſer Eigenſchaft zu feiner Kenntniß 
kommenden, Geheimhaltung erfordernden Thatſachen Verſchwiegenheit zu beobachten. 


— 


Wird einem Notar eine bereits fertige Urkunde nur zur Beglaubigung ent⸗ 
weder der Unterſchrift der Parteien, oder der Anerkennung der Unterſchrift durch 
dieſelben vorgelegt, ſo iſt er weder verpflichtet noch berechtigt, von deren Inhalte 
Kenntniß zu nehmen. 


$. 14. 


Der Notar iſt verpflichtet, ſich von der Identität der vor ihm handelnden 
Perſonen zu überzeugen. Sind dieſelben ihm ſelbſt nicht bekannt, fo müſſen fie 
durch zwei Zeugen rekognoszirt werden. 

ſt ein zweiter Notar zugezogen, ſo genügt es, wenn dieſem die handelnden 
Perſonen bekannt ſind. 
Bei Errichtung letztwilliger Verfügungen und bei Lebensbeſcheinigungen 
(vergl. jedoch $. 48) ift die Zuziehung von Rekognitionszeugen jedesmal erforder⸗ 
lich, wenn die betreffende Perſon nicht außer dem Notar noch einem der Zeugen 
oder dem zugezogenen zweiten Notar perſönlich bekannt iſt. 


$. 15. 


Ehe der Notar zur Aufnahme der Verhandlungen ſchreitet, 5 er ſich, ſo⸗ 
weit thunlich, von der Dispoſitionsfähigkeit der erſchienenen Perſonen zu über⸗ 
zeugen. d 

Ergiebt ſich in dieſer Beziehung ein Mangel, die Parteien aber beſtehen 
auf der Vornahme der Verhandlung, ſo iſt dieſer Mangel ausdrücklich in dem 
Protokolle zu benennen. 


$. 16. 


Der Notar iſt ferner verpflichtet, nicht nur durch angemeſſenes Befragen 
ſich zu vergewiſſern, daß er ſelbſt den Willen der Parteien richtig erfaßt habe, 
ſondern auch, ſobald er irgend Zweifel hegt, ob die Parteien die Bedeutung des 
een Akts völlig erfaßt haben, dieſen die nöthige Belehrung darüber 
zu ertheilen. 


$ VV. 


Jeder Notar iſt verpflichtet, ein Regiſter zu führen, in welches die ſämmt⸗ 
lichen von ihm aufzunehmenden Akte in ununterbrochener Reihenfolge unter 
fortlaufender Nummer kurz verzeichnet werden. 

Dies Regiſter muß mit fortlaufender Seitenzahl verſehen und von der 
Staatsanwaltſchaft oder in deren Auftrage von dem Amtsrichter des Wohnorts 
des Notars paraphirt ſein. 

Die Form deſſelben ſoll vom Juſtizminiſter vorgeſchrieben werden. 

In dem Regiſter darf nichts radirt oder eee werden. 

(Nr. 8707.) i 
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$. 18. 


Die ſämmtlichen Originalprotokolle müſſen von dem Notar mit der laufenden 
Nummer des Regiſters, unter welcher fie eingetragen find, verſehen werden. 


g. 19. 


Jede Partei kann eine einmalige Ausfertigung der Urkunden verlangen. 
Dritte Perſonen erhalten eine ſolche nur unter Zuſtimmung der Betheiligten 
oder auf Grund richterlicher Entſcheidung. f 

Auf dem Originalprotokolle muß genau verzeichnet werden, wem und unter 
welchem Dato Ausfertigungen der Urkunden ertheilt find. 

Eine wiederholte Ausfertigung für dieſelbe Partei kann nur unter den 
Vorausſetzungen erfolgen, welche im $. 530 der bürgerlichen Prozeßordnung an⸗ 
gegeben ſind. 


F. 20. 


Beglaubigte Abſchriften muß der Notar auf Verlangen jeder der Parteien 
ertheilen; auch hat jeder Betheiligte das Recht, die Einſicht der Originalprotokolle 
und der entſprechenden Eintragungen im a 85 verlangen. 

f Jede Abſchrift iſt ausdrücklich mit der Bezeichnung „Abſchrift“ zu 
verſehen. 


K. 21. 


Die ſämmtlichen Originalprotokolle find chronologiſch geordnet, jeder Jahrgang 
in einem oder mehreren Konvoluten geſondert geſammelt, ſorgfältig u W 

Jede Partei iſt berechtigt, die verſiegelte Aufbewahrung eines Aktes zu ver⸗ 
langen. Vergleiche jedoch H. 44. 


8. 22. 


Entſteht über die Aechtheit einer von einem Notar aufgenommenen Urkunde 
Streit vor den Gerichten, ſo iſt der Notar auf Verfügung des Gerichts ver⸗ 
pflichtet, die Urſchrift an daſſelbe einzuliefern. 


$. 253. 


Die Notare ſind verpflichtet, von denjenigen 1 im Grund» 
beſitz, welche durch die von ihnen aufgenommenen Urkunden bewieſen werden 
ſollen, den die Beſchreibung der Grundſteuermutationen wahrnehmenden Ver⸗ 
en entweder ſofort, oder alljährlich um die Zeit der Mutation 
beſchreibung Anzeige zu machen. Solche Anzeigen ſind ſtempelfrei. 

Die obige Verpflichtung tritt nicht ein, wenn auf Grund beſtehender geſetz⸗ 
licher Verpflichtung eine beglaubigte Abſchrift des betreffenden Vertrages dem 
Gericht der belegenen Sache übergeben iſt. 
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IV. Abſchnitt. 
Von der Errichtung der Notariatsurkunden. 


A. Erforderniſſe in der Perſon des Notars und der Zeugen. 


$. 24. 


‚ Notariatshandlungen, welche ein Notar außerhalb des ihm angewieſenen 
Bezirks vornimmt, ſind nichtig. N 
Jedoch kann die Funktion eines zu einem Akte zugezogenen zweiten Notars 
auch außerhalb ſeines Bezirks von ihm verſehen werden. 


F. 25. 


Die Aufnahme eines Notariatsakts kann nur unter Zuziehung zweier 
Zeugen oder ſtatt ihrer eines zweiten Notars geſchehen (vergl. jedoch $. 26). 
Sofern es ſich nur um einſeitige oder gegenſeitige Erklärungen der Parteien 
1 iſt die Gegenwart der Zeugen, beziehungsweiſe des zweiten Notars nur 
bei der Vorleſung und dem Unterſchreiben des Protokolls erforderlich; ſoll aber 
außerdem eine Wahrnehmung beurkundet werden, ſo müſſen ſie bei dem ganzen 
Akte, welcher erwieſen werden ſoll, zugegen ſein. 

Bei der Auf⸗ und Annahme letztwilliger Verfügungen iſt jedesmal die 
Gegenwart der Zeugen beziehungsweiſe des zweiten Notars während des ganzen 
Geſchäfts erforderlich. 

Verſtöße gegen die Vorſchriften bewirken Nichtigkeit des Notariatsakts. 


$. 26. 
Die Zuziehung eines zweiten Notars oder zweier Zeugen iſt nicht er- 
forderlich: 
1) bei meiſtbietenden Verkäufen und Verpachtungen; 


2) bei Aufnahme von Verträgen über Vermiethungen und Verpachtungen 
auf Zeit; 


3) bei Aufnahme von Seeproteſten und Wechſelproteſten; 

4) bei Beglaubigungen von Unterſchriften; 

5) bei Beglaubigungen von Prozeßvollmachten; 

6) bei Beglaubigungen von Abſchriften; 

7) bei Beſcheinigungen des Tages, an welchem dem Notar eine beſtimmte 
Urkunde vorgezeigt ift; 

8) bei Beſcheinigungen einer Inſinuation. 

(Nr. 8707.) 


. 27. 
Ein Notar ift an der Ausübung des Notariats behindert: 


1) wenn die e e ganz oder theilweiſe in ſeinem eigenen oder im 
Intereſſe eines feiner Angehörigen — vergl. Nr. 2 — erfolgt; 

2) wenn er mit einer der verhandelnden Perſonen in auf- oder abſteigender 
Linie verwandt oder verſchwägert, oder in der Seitenlinie bis zum 
vierten Grade einſchließlich verwandt oder bis zum zweiten Grade ver⸗ 
ſchwägert, oder wenn eine derſelben ſeine Ehefrau, deine Verlobte oder 
feine Pflegebefohlene ift; 

3) wenn er für eine der Parteien als Anwalt oder Advokat einen über 
den Gegenſtand des Notariatsakts anhängigen Rechtsſtreit führt oder 
geführt hat, oder wenn es ſich um die Beur undung eines Akts handelt, 
wodurch ein Prozeß, welchen der Notar in der gedachten Eigenſchaft 
führt oder geführt hat, beendigt iſt oder beendigt werden foll; 


4) wenn er Generalmandatar einer der Parteien iſt. 


Akte, durch einen behinderten Notar vorgenommen, ſind nichtig. 

In den unter Nr. 1 aufgeführten Fällen beſchränkt ſich die N auf 
55 * Intereſſe des Notars oder ſeiner Angehörigen erfolgten Theile der Ver⸗ 
andlung. 

Auch darf ein Notar über Geſchäfte, bei welchen er als Geſchäftsführer 
oder Mandatar thätig geweſen iſt, Notariatsakte nicht aufnehmen. 


F. 28. 


Die 30850 enen Inſtrumentszeugen müſſen männlichen Geſchlechts und 
mindeſtens 20 Jahre alt, dem Notar oder den Parteien von Perſon bekannt und 
des Leſens und Schreibens fähig, auch der deutſchen Sprache mächtig ſein. 
3 dieſelben nur den Parteien bekannt find, muß dieſes im Protokolle bemerkt 
werden. 

Die Rekognitionszeugen müſſen mindeſtens 16 Jahre alt und dem Notar 
perſönlich bekannt ſein. 

Die nämlichen Perſonen können Rekognitions⸗ und Inſtrumentszeugen ſein. 


$. 29. 


Unfähig als Zeugen find, außer den im $. 252 sub 1 der bürgerlichen 
Prozeßordnung bezeichneten Perſonen: 

alle diejenigen, welche zu einer ſchweren Strafe (Artikel 8 des Kriminal⸗ 
geſetzbuchs), zur Strafe des Arbeitshauſes, oder der an 
oder wegen Diebſtahls, Unterſchlagung, Betrugs, Fälſchung, leicht⸗ 
ſinnigen Eides oder Beſtechung verurtheilt ſind, oder ſich wegen eines 
der genannten oder mit einer der genannten Strafen bedrohten Ver⸗ 
brechens in Unterſuchung befinden. 


wart rc 
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F. 30. 


„Die für den Notar angeführten Behinderungsgründe gelten auch für den 
zweiten Notar und die Zeugen; auch dürfen im Uebrigen die im $. 27,2 ge⸗ 
nannten verwandtſchaftlichen Beziehungen nicht zwiſchen dem Notar und dem 
zweiten Notar oder einem der Zeugen ſtattfinden; es ſoll jedoch eine über den 
zweiten Grad hinausgehende Verwandtſchaft in der Seitenlinie einen Behinde⸗ 
rungsgrund nicht abgeben. Das Beſtehen eines verwandtſchaftlichen Verhältniſſes 
wiſchen den Rekognitionszeugen einerſeits und dem zu Rekognoszirenden oder 
em Notar andererſeits bildet für die Rekognitionszeugen als ſolche keinen Hin⸗ 
derungsgrund, vorausgeſetzt, daß ſie übrigens ohne Intereſſe ſind. 

Die Dienſtboten und Gehülfen der Betheiligten und Notare, namentlich 
die Privatſchreiber der letzteren, dürfen bei den Verhandlungen nicht als Zeugen 
zugezogen werden. 


B. Regelmäßige Form der Urkunden und deren Ausfertigungen. 


K. 31. 


, Alle Vorſchriſten über das bei Vornahme beſtimmter Handlungen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit von den Gerichten zu beobachtende Verfahren und über 
te 1 5 einer Vernachläſſigung deſſelben finden, ſoweit ſie nicht eben die 
Gerichtsperſonen betreffen, auch auf die Notare Anwendung, welche dergleichen 
Handlungen vornehmen. Vergl. z. B. Verordnung über das Verbot der Prat 
eide vom 28. Dezember 1821 FF. 13 bis 16, Preußiſches Allgemeines Landrecht 
Theil I Titel 12 98. 100 ff., Titel 14 $$. 221, 224, Preußiſche Allgemeine 
Gerichtsordnung Theil II Titel 3 $$. 4, 5. 


F. 32. 
Jede Notariatsurkunde muß, mit Ausnahme der im F. 26 Nr. 4 bis 8 
und im F. 48 1 7 Beſcheinigungen und Beglaubigungen, bei Vermei⸗ 
dung der Nichtigkeit, in Form eines Protskell Er enommen werden. 
Der Notar muß das Protokoll ſelbſt ſchreiben; indeß bleibt ihm die Be⸗ 
nutzung gedruckter Formulare zu den aufzunehmenden Protokollen unbenommen. 
Ausnahmsweſſe kann der Juſtizminiſter einem Notar die alf hung eines 
beſonders zu beeidigenden Schreibers geſtatten, welchem das Protokoll in die Feder 
zu diktiren iſt. f 
$. 33. 


Dies Protokoll muß, bei Strafe der Nichtigkeit, 
den Namen des oder der Notare und der Zeugen; 
die Bezeichnung des Tages und des Orts der Aufnahme; 
endlich 
die Erklärung des Notars enthalten, daß, ſoviel ihm auf ſeine Erkun⸗ 
digung bekannt geworden, weder in ſeiner, noch in der Perſon 
(Sr. 8707.) 


a 


des zugezogenen Notars oder der Zeugen die in den $$. 27 bis 30 
bezeichneten Mängel ſtattfinden. 


Dieſe Erkundigung muß mindeſtens bei den anweſenden Perſonen an 
geſtellt werden. 

Auch die nicht in Form eines Protokolls aufgenommenen Notariatsakte 
müſſen die Angabe des Tages und des Orts der Aufnahme enthalten. 


$. 34. 


überſchrieben oder eingeſchaltet werden. Etwaige Abänderungen, Einſchaltungen 
und Zuſätze ſind am Rande oder am Schluß der Urkunde — unter Angabe der 
Zahl der zugeſetzten Worte — zu bemerken. Soll etwas nicht gelten, ſo iſt 

ſolche Weiſe zu durchtreichen, daß es leſerlich bleibt und muß am 
Rande ni am Schluſſe die Zahl der durchſtrichenen Worte bemerkt werden. 


g. 35. 


Summen und Daten müſſen wenigſtens einmal in Buchſtaben ausgedrückt 
werden. Ausnahmen von dieſer Vorſchriſt treten ein bei Inventaren, Schätzungs⸗ 
und Verſteigerungsprotokollen u. dergl. Doch muß bei Verſteigerungen von 
Immobilien das eiftgebot mit Buchſtaben geſchrieben werden. 


$. 36. 


Das aufgenommene Protokoll hat der Notar in Gegenwart der Zeugen 
den Parteien vorzuleſen und nöthigenfalls zu verſtändigen, und ſodann von ihnen 
ſowohl als den Zeugen unterſchreiben zu laſſen, auch, daß ſolches Alles geſchehen 
ſei, im Protokolle ausdrücklich zu bemerken. a 

Die Unterſchriften müſſen nicht nur unter dem Protokolle, ſondern auch 
unter den abgeänderten oder hinzugeſetzten Stellen geschehen „worauf der Notar 
allenthalben auch ſeine Unterſchrift zur Beglaubigung des Verhandelten und der 
von den Parteien und den Zeugen geſchehenen Genehmigungen und Unterzeich⸗ 
nungen hinzuzufügen hat. 

Sind die Parteien des Schreibens unerfahren oder ſonſt dazu außer Stande, 
ſo muß dies im Protokolle vom Notar bemerkt werden und hat dann die des 
Schreibens unerfahrene Partei ihre Zustimmung unter dem Protokolle durch drei 
Kreuze auszudrücken und einer der Zeugen oder der Notar den Namen derſelben 
dabei zu ſchreiben. Vermag die Partei auch dies nicht, ſo muß der Grund ihres 
Unvermögens ausdrücklich angegeben werden. 

Sind Rekognitionszeugen zugezogen, ſo müſſen auch dieſe das Protokoll 
mit unterſchreiben. Es it jedoch nicht erforderlich, daß dieſelben bis zum Schluß 
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der Verhandlung gegenwärtig bleiben, vielmehr kann ihre Unterſchrift unter dem 
Abſchnitt des Protokolls erfolgen, welcher die von ihnen vorgenommene Rekog⸗ 
nition betrifft. 

Die unterlaſſene ans der ftattgehabten Verlefung oder die mangelnde 
Unterſchrift einer der Parteien, des Notars oder eines der en hat die Nich⸗ 
tigkeit des Notariatsakts zur Folge. 

Betreffen die genannten Mängel einen Zuſatz am Rande des Protokolls, 
fo finden die Vorſchriften im Schlußſatz des F. 34 Anwendung 

Mangelnde Unterſchrift der Rekognitionszeugen hat die Nichtigkeit des 
die Rekognition betreffenden Abſchnitts zur Folge. 


$. 37. 


Die von den Parteien ſelbſt errichteten, long in Gegenwart des Notars 
und der Zeugen vorgeleſenen und genehmigten Urkunden gelten den notariell 
errichteten gleich. 

Die von den Parteien eingereichten Urkunden ſind alsdann als ein weſent⸗ 
licher Theil des Notariatsprotokolls bei dieſem zu verwahren und kommen die 
Vorſchriften des §. 34 auch bei ihnen zur Anwendung. f 
S Einer Unterfchrift der in den eingereichten Urkunden ſich vorfindenden Ab⸗ 
änderungen und Zuſätze durch den Notar und die Zeugen bedarf es nicht, wenn 
aus dem Protokolle erhellt, daß dieſelben mit vorgeleſen und genehmigt ſind. 


$. 38. 


Urkunden, unter denen nur die Unterſchrift der Parteien oder die An⸗ 
erkennung der Unterſchrift durch dieſelben beglaubigt iſt, erlangen dadurch nur in 
Beziehung auf die Unterſchrift, beziehungsweiſe das Anerkenntniß derſelben, nicht 
aber in Beziehung auf ihren übrigen Inhalt den Charakter öffentlicher Urkunden. 


$. 39. 


Vollmachten müſſen im Originale oder in beglaubigter Abſchrift zum Proto⸗ 
kolle behalten werden. 
$. 40. 


Umfaßt ein Notariatsprotokoll mehrere Bogen oder gehören Anlagen zu 
demſelben, ſo ſind ſämmtliche Theile durch eine Schnur, welche von dem Notariats⸗ 


ſiegel gehalten wird, zu verbinden, oder ſämmtliche Blätter vom Notar mit Buch⸗ 
ſtaben zu paginiren und mit ſeinem Namen zu unterſchreiben. 


5. 41. 


Die für die Parteien beſtimmten Ausfertigungen enthalten die wortgetreue 
vollſtändige Abſchrift des Originalprotokolls und der Unterſchriften, doch dürfen 
die im Originale vorgenommenen Zuſätze und Berichtigungen gleich in den Kon⸗ 
tert aufgenommen werden. 

Bel. Samml, 1880, (Nr. 8707.) 34 


a n Rr 


— 198 — 


Unter der Ausfertigung muß der Notar die Uebereinſtimmung des Wort⸗ 
lauts mit dem Originalprotokolle, die Nummer, unter welcher dasselbe im Re⸗ 
gifter eingetragen ift, die Perſon, für welche die Ausfertigung beſtimmt iſt, und 
en Tag der Ausfertigung mit folgender Formel: 


Vorſtehende, dem unter Nr. ..... des Regiſters eingetragenen Ori⸗ 
ginalprotokolle gleichlautende Urkunde wird fü nũ rd—pꝓꝛ .. 
ausgefertigt. 

NN N EEE 


ausdrücken und unter dieſe Klauſel ſeine Unterſchrift und ſein Notariatsſiegel 
Gon Umfaßt die Ausfertigung mehrere Bogen, ſo ſind dieſelben durch eine 

chnur zu verbinden; dieſe muß entweder durch das Notariatsſiegel gehalten wer⸗ 
den, oder es müſſen ſämmtliche Blätter vom Notar mit Buchſtaben paginirt und 
mit ſeinem Namen unterſchrieben werden. Jeder Verſtoß gegen obige Vorſchriften 
hat die Nichtigkeit der Ausfertigung zur Folge. 

Iſt eine Ausfertigung die einzige, welche ertheilt wird, ſo bedarf es eines 
weiteren Zuſatzes nicht; wird aber die Urkunde gleichzeitig mehrfach ausgefertigt 
oder erfolgt für eine Partei eine nachträgliche Ausfertigung, ſo muß jedesmal 
ausdrücklich angegeben werden, wem eine gleichzeitige oder frühere Ausfertigung 
ertheilt iſt. Vergleiche $. 19. 


F. 42. 


Iſt in den Urkunden die ſofortige Zwangsvollſtreckung ausbedungen, ſo iſt 
außerdem der Vorſchrift des §. 529 der bürgerlichen Prozeßordnung zu genügen. 


C. Beſondere Vorſchriften für einzelne Akte. 


$. 43. 


Iſt eine der Parteien der deutſchen Sprache nicht mächtig, ſo iſt die 
Zuziehung eines Dolmetſchers erforderlich. f 

Der Dolmetſcher muß allen Erforderniſſen eines Inſtrumentszeugen genügen 
und dies im Protokolle ausdrücklich erklärt werden. 

Ebenſo muß, wenn der Dolmetſcher nicht in dieſer Eigenſchaft öffentlich 
angeſtellt oder gerichtlich beeidigt iſt, das Protokoll die ausdrückliche Erklärung 
enthalten, daß die Parteien über die Perſon deſſelben einverſtanden geweſen find. 

Die Verhandlungen ſind in der deutſchen Sprache aufzunehmen, den 
Parteien vom Notar vorzuleſen, vom Dolmetſcher dem der Sprache Unkundigen 
zu überſetzen, und auch vom Dolmetſcher zu unterſchreiben. 


F. 44. 


Die von einem Notar auf- oder angenommenen letztwilligen Verfügungen 
er den gerichtlichen gleich. Der Notar iſt edoch verpflichtet, dieſelben — und 
ei ihm übergebenen Verfügungen auch das ebergabeprotokoll — im Originale 
innerhalb acht Tagen in einem mit ſeinem Notariatsſiegel verſchloſſenen und von 


har 
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ihm eigenhändig — vergleiche jedoch $. 32 Abſatz 3 — mit Aufſchrift verſehenen 
Packete dem Gerichte Bes Wohnen perſonlich zur Depoſition 1 elle 
welches hierauf von der erfolgten Depoſition dem Gerichte des Wohnorts des 
isponenten Anzeige zu machen hat. f 

eng mr dieſer Verpflichtung find disziplinariſch zu ahnden; im erſten 
Falle mit Geldbuße von 20 bis 100 halern, bei fortgeſetzter Säumigkeit, nach 
fruchtlos erkannter Geldbuße, oder im Wiederholungsfalle mit Suspenſion, und 
ei einer nach bereits erkannter Suspenſion drei Monate hindurch fortgeſetzten 

äumigkeit mit Dienſtentlaſſung. 


$. 45. 


Die Gerichte find bei Disziplinarſtrafe verpflichtet, den Depoſitenſchein über 
eine durch einen Notar zur Deponirung überreichte letztwillige Verfügung der 
Partei ſelbſt, nöthigenfalls durch Vermittelung der Staatsanwaltſchaft, chleunigſt 
inſinuiren zu laſſen und ſofort beim Empfange dem Notar eine koſtenfreie 
Empfangsbeſcheinigung zu ertheilen. 


F. 46. 
Der Notar iſt bei disziplinariſcher Ahndung verpflichtet, die Beſtimmungen 


der $$. 44 und 45 den betreffenden Parteien gehörig zu eröffnen und, daß ſolches 
geſchehen, im Protokolle zu bemerken. 


$. 47. 


In nachfolgenden Fällen bedarf es einer Zurückbehaltung der Urſchrift des 
Protokolls und einer beſonderen Ausfertigung deſſelben nicht: 
1) bei Protokollen über ftattgehabte Verpachtungen oder über Verſteigerungen 
von Mobilien; 
2) bei Protokollen, in welchen der Notar das Leben einer vor ihm und 
den Zeugen erſchienenen Perſon bekundet ; 
3) wenn die Parteien nur die Beglaubigung ihrer Unterſchrift unter einer 
Urkunde oder ihres Anerkenntniſſes derſelben verlangen; 
4) bei Beglaubigungen der Uebereinſtimmung einer Abſchrift mit dem vor- 
gelegten Originale 
5) bei Beſcheinigungen des Tages, an welchem dem Notar eine beſtimmte 
Urkunde vorgewieſen iſt) 
6) bei Beſcheinigungen von Inſinuationen, welche von dem Notar vor- 
genommen ſind. N 
In dieſen Fällen iſt nur der Vorgang im Regiſter gehörig einzutragen und 
das im Uebrigen den geſetzlichen Vorſchriften entsprechende Protbkoll e 
weiſe Atteſt — vergleiche $. 32 — von dem Notar neben ſeiner und der zu⸗ 
gezogenen Zeugen — vergleiche $. 26 — Unterſchrift zu unterſiegeln. In den 
Fällen unter 3 bis 5 iſt das Atteſt unter die Urkunde, bei Inſinuationen unter 
eine als gleichlautend beſcheinigte Abſchrift der eee zu ſchreiben. 
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F. 48. 


Wo für Ausftellung von Lebensbeſcheinigungen. durch die Statuten oder 
Reglements von Renten-, Penſions⸗ und ähnlichen Inſtituten geringere Förm⸗ 
lichkeiten, als dieſes Geſetz vorſchreibt, erfordert werden, darf der Notar die Lebens⸗ 
Ba A unter der ſtatuten⸗ oder reglementsmäßigen Form ausſtellen, wenn 


aus derſelben erhellt, daß ſie nur bei den in Frage ſtehenden Inſtituten benutzt 
werden ſoll. 


V. Abſchnitt. 
Von der Nichtigkeit der Notariatsakte. 


F. 49. 

Die angedrohte Nichtigkeit eines Notariatsakts hat die Bedeutung, daß das 
betreffende Dokument die Kraft einer öffentlichen Urkunde verliert. Die Unver⸗ 
bindlichkeit des darin bekundeten Geſchäfts hat ſie nur dann zur Folge, wenn die 
Errichtung einer öffentlichen Urkunde Bedingung der Rechtsbeſtändigkeit deſſelben iſt. 


$. 50. 

Verſtöße gegen die Vorſchriften des dritten und vierten Abſchnitts dieſes 
Geſetzes haben nur dann die Nichtigkeit des Notariatsakts beziehungsweiſe der 
Ausfertigung zur Folge, wenn die Nichtigkeit dafür beſonders angedroht iſt; ver⸗ 
gleiche übrigens §. 31. 


VI. Abſchnitt. 
Haftungsverbindlichkeit des Notars. 


§. 51. 

Der Notar haftet den Parteien für jeden denſelben durch Handlungen oder 
Unterlaſſungen innerhalb ſeines amtlichen Wirkungskreiſes verurſachten Schaden 
nach den die Haftungsverbindlichkeit eines Richters beſtimmenden Rechtsregeln. 

Immer iſt jedoch ein grobes Verſehen deſſelben als vorhanden anzunehmen, 
wenn don ihm ein Verſtoß gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes begangen iſt, 
welcher eine Nichtigkeit zur Folge gehabt hat, oder wenn die erforderliche Zuziehung 
von Rekognitionszeugen unterlaſſen iſt. 


F. 52. 
Zur eee der aus der Geſchäftsführung der Notare entſtehenden 
Anſprüche iſt von denſelben eine Kaution zu leiften. 


$. 53. 


Neuernannte Notare können erſt nach Beſtellung der Kaution zur Beeidi⸗ 
gung zugelaſſen werden. 
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„Den gegenwärtig bereits ernannten Notaren iſt bei der durch den Juſtiz⸗ 
miniſter vorzunehmenden Beſtimmung ihres Geſchäftskreiſes eine ſechsmonatige 
Friſt zur Beſtellung der Kaution vorzuſchreiben. 

Der Betrag der Kaution iſt vom Juſtizminiſter nach Anhörung des Prä⸗ 
ſidenten des betreffenden Obergerichts von 500 bis 3 000 Thalern zu beſtimmen. 

In Städten von mehr als 10 000 Einwohnern kann die Kaution einen 
Betrag von 5 000 Thalern erreichen. 

Bei Beſtimmung der von den bei Erlaß des Geſetzes bereits angeſtellten 
Notaren zu leiſtenden Kaution kann auch unter das Minimum von 500 Thalern 
hinabgegangen, jedoch ein Maximum von 2000 Thalern nicht überſchritten werden. 

5 Veränderung des Wohnſitzes oder bei erheblicher Erweiterung des Ge- 
ſchäftsbetriebes kann eine Erhöhung der Kaution innerhalb der obigen Schranken 
gefordert werden. 


$. 54. 


Die Zulänglichkeit und Sicherheit einer angebotenen Kaution ift von der 
betreffenden Staatsanwaltſchaft zu prüfen. 


§. 55. 


Die beſtellte Kaution dient zur Separatbefriedigung der aus der Geſchäfts⸗ 
führung eines Notars entſtehenden Anſprüche. 


$. 56. 


Der Antrag auf Separatbefriedigung eines derartigen rechtskräftig zu⸗ 
erkannten Anſpruchs aus der Kaution il an die betreffende Staatsanwaltſchaft 
zu richten, welche dem Schuldner zur Befriedigung des Klägers eine vierzehn⸗ 
tägige Friſt beſtimmt, nach deren vergeblichem Ablauf von ihr die ſofortige Be- 
friedigung des Gläubigers aus der beſelten Kaution bewirkt wird. 

Ueberſteigen mehrere angemeldete Anſprüche den Betrag der Kaution, fo 
entſcheidet über die Vertheilung derſelben nach Maßgabe der geſetzlichen Diſtribu⸗ 
tionsmaßregeln das betreffende Gericht. 


. 57. 


N Bei jeder aus der von einem Notar beftellten Kaution geleiſteten Zahlun 
iſt Be die Ergänzung derſelben innerhalb einer ſechswöchigen Friſt Pr; 
zugeben. 

$. 58. 


Eine Zurückgabe der Kaution an den Notar, deſſen Erben oder Gläubiger⸗ 
maſſe kann nur nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes erfolgen. 

Die betreffende Staatsanwaltſchaft hat vor der Zurückgabe alle diejenigen, 
welche Anſprüche auf ſeparate Befriedigung aus der Kaution glauben erheben zu 
können, durch öffentliche Bekanntmachung aufzufordern, ihre Anſprüche binnen 
ſechs Monaten bei ihr anzuzeigen und die Rechtsanhängigkeit derſelben nad): 
zuweiſen. 
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| VII. Abſchnitt. 
Sicherung der Notariatsurkunden. 


$. 59. 


Sobald die e eines Notars zur Ausübung ſeines Amts auf irgend 
eine Weiſe erliſcht, ſo hat das Amtsgericht des Wohnorts leer ſowohl das 
Notariatsſiegel als das Urkundenregiſter und die ſämmtlichen rotokolle mit Be⸗ 
ſchlag zu 9 und davon der betreffenden Staatsanwaltſchaft 9 zu machen. 
Der Notar, der ſeinen Wohnort von einem Obergerichtsbezirke in einen 
anderen verlegt, iſt verpflichtet, ſein Urkundenregiſter, die Protokolle und das No- 
tariatsſiegel an die Staatsanwaltſchaft ſeines früheren Wohnorts abzuliefern. 


$. 60. 


Die nachgelaſſenen oder eingelieferten Regiſter und Protokolle hat die Staats⸗ 
anwaltſchaft einem Amtsgerichte ihres Bezirks zur Bewahrung zu überweiſen. 


F. 61. 


In dem Bureau der Staatsanwaltſchaft eines jeden Obergerichts muß ein 
fortlaufendes Verzeichniß darüber geführt werden, welchem Amtsgerichte die Ne 


ger und Protokolle eines früher in dem Obergerichtsbezirke angeſtellt geweſenen 
otars überwieſen ſind. 


. 62. 


Auch bei jedem Amtsgerichte muß ein genaues Verzeichniß über die dem⸗ 
ſelben zugewieſenen Notariatsakten geführt werden. 


$. 63. 


Das Amtsgericht, welchem die Akten eines Notars zugewieſen werden, iſt 
verpflichtet, dieſelben gehörig au Nee und denjenigen, welche eine Ausfer⸗ 
tigung oder Abſchrift der Urkunden oder deren Enſcht zu verlangen berechtigt 
find, ſolche zu ertheilen. 


$. 64. 


Bei jeder wider einen Notar als Strafe erkannten oder als einſtweilige 
Maßregel Me einer Unterſuchung verfügten Suspenfion, desgleichen bei ein- 
tretender Verhaftung eines Notars, tritt nach Analogie der de. he Vorſchriften 


eine Sicherſtellung ſowohl des Siegels als des Regiſters und der Protokolle ein. 


BR 
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$. 65. 


Die Verpflichtung zur Ablieferung der im F. 59 genannten N 
beſteht auch für die bereits angeſtellten Notare und beſchränkt ſich nichk auf die 
erſt nach Erlaß dieſes Geſetzes aufgenommenen Protokolle. 


VIII. und IX. Abſchnitt. 
x. 


X. Abſchnitt. 
Von dem Erloͤſchen der Befugniß zur Ausuͤbung des Notariats. 


$. 81. 
Außer den Fällen der Dienſtentſetzung oder Dienſtentlaſſung erliſcht die 
Befugniß zur Ausübung des Notariats: 

1) in Folge freiwilligen ausdrücklichen Verzichts 

2) wenn der Notar feinen Wohnſitz eigenmächtig verändert oder denſelben 
ohne Erlaubniß auf länger als ſechs Monate verläßt ($. 7); 

3) wenn der Notar ohne Genehmigung des Juſtizminiſters ein mit dem 
Notariat unvereinbares Amt ($. 3) annimmt; 

4) wenn die dem Notar aufgegebene Beſtellung oder Ergänzung ſeiner 
Kaution ($$. 53, 57) nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt erfolgt; 

5) wenn über das Vermögen des Notars Konkurs ausbricht oder über 
denſelben eine Kuratel angeordnet wird. 


$. 82. 
die Befugniß eines Notars zur Ausübung ſeines Geſchäfts erloſchen 
ſo iſt 155 wo, von der betreffenden Staatsanwaltſchaft öffentlich Aa 


zu machen. 
$. 83. 


Nur die nach diefer Bekanntmachung von demfelben aufgenommenen Akte 
entbehren der Eigenſchaft eines Notariatsakts. 


Schlußbeſtimmungen. 


. 84. 


Vorſtehendes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1854 in Wirkſamkeit. Von 
da an ſind alle früheren Vorſchriften über die Formen der Notariatsakte und 
Ausfertigungen aufgehoben. | 
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§. 85. 

Unſer Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Derſelbe iſt ermächtigt, für diejenigen Landestheile, in welchen das Preußiſche 
Recht gilt, entſtandene Zweifel über das Verſtändniß der im Geſetze enthaltenen 
Beſtimmungen zu entſcheiden und wahrgenommene Lücken zu ergänzen. 

Die getroffenen Entſcheidungen und Verfügungen ud durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und den Ständen des König⸗ 
ven bei ihrer nächſten See behufs verfaſſungsmäßiger Mitwirkung 
vorzulegen. 


Gegeben Rotenkirchen, den 18. September 1853. 


(L. S.) Georg Res. 
Windthorſt. 


Anlage ©. 


Geſetz, 
betreffend 


den Anſatz und die Erhebung der Gebühren der Notare, 
vom 11. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


\ 8.1. 

Die Gebühren und Auslagen der Notare, mit Ausſchluß derjenigen im 
a des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und der Fürſtenthümer Hohenzollern, 
ſollen künftig lediglich nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erhoben werden. 

$. 2. 
ö Der bei Berechnung der Gebühren in Betracht kommende Werth des Ob- 
jekts iſt nach den für die en der Gerichtskoſten gegebenen Vorſchriften 


beftimmen; in den bei den Gerichtsbehörden anhängigen Sachen iſt die von 
ieſen getroffene Werthbeſtimmung auch für dieſe Gebühren maßgebend. 


$. 3. 

Die gerichtliche Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen vor deren Ein⸗ 
forderung findet nicht ferner 35 t. Es iſt aber in jedem Falle mit der Zahlungs⸗ 
aufforderung eine beſondere Liquidation aufzuſtellen, welche, außer der Bezeich- 
nung der Parteien und der betriebenen Rechtsangelegenheit, enthalten muß: 

1) die beſtimmte Angabe des Werths des Objekts, 

2) die Angabe des danach zu liquidirenden Gebührenbetrages unter Alle⸗ 

gieung der zur Anwendung kommenden Beſtimmung dieſes Geſetzes und 
es Koſtentarifs, 

3) die ſpezielle Angabe der etwa außerdem zur Erſtattung zu liquidirenden 

baaren Auslagen; . 

4) die Angabe des etwa erhaltenen baaren Vorſchuſſes; 

5) die Unterſchrift des Notars. 

Dieſe Liquidation muß unter dem Protokoll und jeder Ausfertigung vor 
deren Abgabe bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Thalern auf⸗ 
geſtellt werden. 
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b. 6. 


Die Notare erhalten für die Aufnahme und Ausfertigung der 11515 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit die im zweiten Abſchnitt des Gerichts oſten⸗ 
tarifs feſtgeſetzten Sätze, ſoweit nicht unten beſondere Beſtimmungen getroffen 
ſind, jedoch nicht unter 15 Sgr. N 

Wenn ein Dokument in verſchiedenen Sprachen aufgenommen werden muß / 
ſo wird der gewöhnliche Satz um die Hälfte erhöht. 


GER 

Wenn die Zuſtimmung einzelner Theilnehmer zu einer bereits inſtrumen⸗ 
tirten Erklärung in einem beſonderen Akte eig, fo kann der Notar in allen 
Fällen nur den Satz für Rekognition und Beglaubigung einer Unterſchrift 
liquidiren. 

§. 8. 

Für die an die Hypothekenbehörden einzureichenden Abſchriften von Doku⸗ 
menten und die bei den Gerichts- oder Hypothekenbehörden einzureichenden Anträge 
und Begleitſchreiben, mit welchen Abſchriften oder Ausfertigungen, z. B. behufs 
Eintragung einer beſtellten Hypothek, überreicht werden, können beſondere Ge⸗ 
bühren nicht liquidirt werden. 

ſt es aber nothwendig, mit einem ſolchen Antrag einen das Sach⸗ und 
Rechtsverhältniß entwickelnden . zu verbinden, und wird die Einreichung 
deſſelben von der Partei verlangt, ſo kann der Notar dafür die Hälfte des Satzes 
I A F. 1 des Gerichtskoſtentarifs, jedoch nicht unter 5 Sgr., bis zu einem 
Maximum von 4 Thalern liquidiren. 


§. 9. 
Für die Abhaltung der Lizitation unbeweglicher Sachen, einſchließlich der 
& ellung der Verkaufsbedingungen, ſowie der Bekanntmachungen ſind die 
atze sub II D des zweiten Abſchnitts des Gerichtskoſtentarifs, bei mehreren 
Grundſtücken, die nicht ungetrennt ausgeboten werden, oder bei beſonders aus⸗ 
geſetzten Parzellen für jedes beſonders zu liquidiren. f 
Wird dem Verfahren vor der Lizitation nach erfolgter Bekanntmachung des 
Termins entſagt, ſo können nur zwei Drittheile dieſes Satzes liquidirt werden, 
dagegen iſt für die auf Grund des Lizitationsprotokolls ertheilten Ausfertigungen 
oder beſonders inſtrumentirten Kontrakte — einſchließlich ihrer Ausfertigung — 
noch die Hälfte deſſelben zu liquidiren, und ebenſoviel für jede fortgeſetzte Lizitation. 


$. 10. 


Wenn dem Notar, außer den Fällen des F. 14, die Erhebung und Ab⸗ 
lieferung von Geldern übertragen iſt, ſo erhält er dafür außer ſeinen ſonſtigen 


Gebühren: 


a) bei Beträgen bis zu 500 Thlr. von je 10 Thlr. 3 Sgr., 


, r , . r 


a 


b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 50 Thlr. 7% Sgr., 

e) von dem Mehrbetrage von je 100 Thlr. 72 Sgr., f 
die en Beträge von je 10 Thlr., 50 Thlr. und 100 Thlr. für voll 
gerechnet. 

Die Gebühren werden von jedem beſonders erhobenen Betrage beſonders 
berechnet. 

§. 11. 


Für erforderte Entwürfe von Verträgen, Dispoſitionen oder anderen Akten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind in der Regel dieſelben Sätze zu liquidiren, 
wie für die Aufnahme eines ſolchen Akts ($. 6); bei denjenigen Verträgen aber, 
in welchen zwei oder mehrere Perſonen gegenſeitige Verbindlichkeiten übernehmen, 
nur zwei Drittheile, inſofern nicht alle Kontrahenten den Entwurf erfordert haben. 


§. 12. 

In allen. Fällen, in welchen die Thätigkeit eines Notars in Anſpruch 
genommen iſt und ſtattgefunden hat, ohne daß ein bezwecktes Geſchäft vi ihn 
vollzogen iſt, z. B. wenn er als zweiter Notar zugezogen ift, oder wenn die 
Speere ſich nicht haben einigen können, erhält derſelbe für je 100 Thlr. des 

bjektwerths, die angefangenen für voll gerechnet, 74 Sgr. bis zu einem Maximum 
von 2 Thlr., mindeſtens 15 Sgr. 


$. 13. 


Wenn der Notar außerhalb ſeiner Wohnung auf ausdrückliches Verlangen 
der Partei Geſchäfte beſorgt, ſo erhält derſelbe ander ſeinen ſonſtigen Gebühren: 
A. wenn er über eine Viertelmeile von dem Orte, in welchem er wohnt, 
reiſen muß, 2 Thlr. 15 Sgr. Diäten, und für jede auch nur an⸗ 
gefangene Viertelmeile der Hinreiſe und der Rückreiſe 72 Sgr. Reiſekoſten; 

B. wenn die Entfernung nicht über eine Viertelmeile von ſeiner Wohnung 
beträgt, bei Objekten bis zu 500 Thlr. einſchließlich 10 Sgr., bei 

öheren Objekten 20 Sgr. Iſt die Entfernung größer, jedoch innerhalb 

e Wohnorts, oder wird er an ein Krankenbett, oder in der Zeit 

von Abends 8 Uhr bis Morgens 8 Uhr gerufen, oder muß er über 

eine Stunde unthätig warten, ſo kann er das Doppelte dieſer Sätze 
liquidiren, ebenſo wenn das Geſchäft länger als eine Stunde dauert, 

und wenn darauf, wie z. B. bei Inventariſationen, mehrere Tage ver⸗ 

wendet werden müſſen, für jeden Tag beſonders. 


F. 14. 

Für Auktionen ſind in allen Fällen nur die in der Tape für Auktions⸗ 
kommiſſarien beſtimmten Sätze zu liquidiren. 
$. 15. 


Wenn dem Notar die Beſorgung von anderen Angelegenheiten, als den 
unter die vorſtehenden Beſtimmungen fallenden, z. B Leitung einer Erb» 


die 
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t Er oder einer anderen Auseinanderſetzung, aufgetragen ift, fo kann er, im 
angel einer ausdrücklichen Verabredung, für jede Stunde der auf die Aus 
führung des Geſchäfts verwendeten Zeit 15 Sgr. liquidiren. 


§. 16. 

Außer den Gebühren kann der Notar nur den Betrag des erforderlichen 
Stempelpapiers und die wirklichen baaren Auslagen, ſoweit fie nothwendig waren, 
Schreibgebühren nur in den im Gerichtskoſtentarif (§ . 24 und 63) beſtimmten 
Fällen und Grenzen, an Inſtrumentszeugengebühren aber für jeden Zeugen 
5 Sgr., im Ganzen alſo 10 Sgr. liquidiren. a 

Wenn jedoch auf ausdrückliches Verlangen der Partei, oder weil die 
Gültigkeit des Akts zufolge beſonderer Beſtimmungen es erfordert ein zweiter 
Notar zugezogen werden muß, ſo ſind deſſen Gebühren (F. 12) als baare Aus 
lagen zu berechnen, ebenſo die Gebühren eines etwa erforderlichen Dolmetſchers. 


$. 17. 


Zur Deckung der baaren Auslagen, namentlich der Reiſekoſten und Diäten 
und für Stempelpapier, kann der Notar einen entſprechenden Vorſchuß fordern. 


$. 18 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1852 in Kraft, ſo daß für alle 
nicht ſchon vor dieſem Tage e Geſchäfte die darin beſtimmten Sätze auch 
rückſichtlich der bereits geleifteten Arbeiten in Anwendung kommen. 


9 


F. 19. 


Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Anlage D. 
u NL muunen. 


Auszug 


dem Tarif zu dem Geſetze , betreffend den Anſatz und die Erhebung der 
Gerichtskoſten, vom 10. Mai 1851. 


(Zu §8. 6, 8 Geſetz vom 11. Mai 1851.) 


Erſter Abſchnitt. 
Koſten fuͤr Handlungen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. 
§. Verſetzt durch Artikel 5 des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 
% N lee iſt zu erheben: 
I) von dem 1 bis zu 100 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 23 Sgr., jedoch 
nicht unter 5 Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 14 Sgr., 


3) von dem Mehrbetrage von je 50 Rthlr.: 5 Sgr. bis zu einem höchſten 
Satz von 4 Rthlr. 5 


Zweiter Abſchnitt. 
Koſten fuͤr Geſchaͤfte nicht ſtreitiger Gerichtsbarkeit. 
II. Einzelne Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit. 


$. 16. 


A. Für die Aufnahme und Ausfertigung aller einfeitigen Erklärungen, 
aller Akte, in welchen nur von Seiten einer Parte die Uebernahme von Ver⸗ 
bindlichkeiten ausgeſprochen wird, ohne Unterſchied, ob ſolche Erklärungen nur 
von einzelnen Perſonen oder mehreren als Theilnehmern abgegeben werden, und 
ob die dem anderen Theile gemachten Zugeſtändniſſe in demſelben Akte acceptirt 
ſind oder nicht, ſowie überhaupt für alle Akte und die auf Grund derſelben zu 
ertheilenden Ausfertigungen oder Atteſte, inſofern nicht für einzelne unten beſondere 
Beſtimmungen getroffen ſind, iſt zu erheben: 
1) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. inkl. von je 25 Rthlr.: 74 Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 5 Sgr., 
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3) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 5 Sgr., 

4) von dem Mehrbetrage bis 1 000 Rthlr.: zuſätzlich 15 Sgr., 

5) von dem Mehrbetrage bis 5 000 Rthlr. von je 1 000 Rthlr.: 15 Sgr., 
6) von dem Mehrbetrage bis 10 000 Rihlr.: zuſätzlich 1 Rthlr., 

7) von dem Mehrbetrage bis 20 000 Rrhlr.: zuſätzlich 1 Rthlr., 

8) bei Objekten über 20 000 Nthle.: zuſätzlich noch 2 Rthlr. 


8.17; 


B. Dieſe Sätze werden auch dann erhoben, wenn die rg Her fich 
zu dem Inhalte eines ſchriftlich abgefaßten Vertrages bekennen, ohne nterſchied / 
ob dieſer ein einſeitiger oder Br und ob die Erklärung nur von dem 
einen oder von beiden Theilen erfolgt. 


§. 19. 
C. Wenn bei einem einſeitigen Vertrage zugleich eine acceſſoriſche Verbind⸗ 


lichkeit eines Dritten, z. B. Bürgſchaft, inſtrumentirt wird, fo werden die Sätze 
sub A ($. 16) um die Hälfte erhöht. 


$. 20. 


D. Für die Aufnahme und Ausfertigung 11 7 7 Verträge, in welchen 
wei oder mehrere Perſonen gegenſeitige Verbindlichkeiten übernehmen, wird das 
Doppelte der Sätze zu A (F. 16) erhoben. 


6. 24. 


H. Uebrigens treten für die Fälle sub A bis G noch folgende allgemeine 
Beſtimmungen ein: 1 
1) außer den beſtimmten Sätzen wird noch der Betrag der nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Stempelgeſetzes zu berechnenden Werth⸗, beziehungs⸗ 
weiſe Ausfertigungsſtempel erhoben, 
3) auch wenn auf die Ausfertigung einer Verhandlung verzichtet wird, 
kommen dennoch die vollen Sätze zur Anwendung. 


4 15 A R Aa 2 n n 
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1 (Nr. 8708.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
mehrere Bezirke in der Provinz Hannover. Vom 12. März 1880. 


Auf Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im F. 32 jenes Geſezes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten für 

1) den Bezirk des Amtsgerichts Fürſtenau, 

2) die Bezirke der Gemeinden Angerſtein, Ebergötzen, Ellershauſen, 
Elliehauſen, Emmenhauſen, Falkenhagen nebſt dem Bezirk des Guts 
Riekenrode, Gladebeck, Harſte, Herberhauſen, Kogan Klein⸗Wiers⸗ 
hauſen, Knutbühren Nikolausberg, Oberbillingshauſen, Parenſen, 

Potzwenden, Reyershauſen, Roringen und Spanbeck, ſowie für 
den Bezirk des Guts Deſpoldshaufen im Bezirk des Amtsgerichts 
Göttingen, 

3) den Bezirk des Amtsgerichts Leſum, 

4) den Bezirk der Gemeinde Linden im Bezirk des Amtsgerichts Hannover, 

5) den links der Ems belegenen Theil des Bezirks des Amtsgerichts 
Lingen, 

am 1. Mai 1880 beginnen ſoll. 


Berlin, den 12. März 1880. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


(Nr. 8708.) 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Dezember 1879, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an das Herzoglich Braunſchweigiſche Kloſtergut 
Hakenſtedt, die Gemeinde Uhrsleben, das Rittergut Groppendorf und die 
Gemeinde Groppendorf für die zum Bau einer Chauſſee von Hakenſtedt 
nach Groppendorf erforderlichen Grundſtücke, ſowie des Rechts zur Erhe⸗ 
bung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes auf dieſer Straße, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Magdeburg, Jahrgang 1880 Nr. 7 
S. 47, ausgegeben den 14. Februar 1880; 


2) das unterm 17. Dezember 1879 Allerhöchſt vollzogene Statut der Fiſcherei⸗ 

Newſt Hu an der Prims im Kreiſe Merzg, durch das Amtsblatt der 

önigl. 1 u Trier, Jahrgang 1880 Nr. 8 S. 64 bis 67, 
ausgegeben den 20. Februar 1880, 

3) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. 3 1879 wegen Ausgabe 
auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt en nd. 
zum Betrage von 700000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung Fi iesbaden, Jahrgang 1880 Nr. 9 S. 53 bis 55, ausgegeben 
den 26. Februar 1880, 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 21. Januar 1880 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender 8 des Verbandes zur Regulirung der 
Notte, Kreiſes Teltow, im Betrage von 300 000 Mark durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 9 S. 69 bis 71, aus⸗ 
gegeben den 27. Februar 1880; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Januar 1880, betreffend die Ergänzung 
der dem Privilegium vom 31. Dezember 1879 wegen Ausgabe auf jeden 
Inhaber lautender Obligationen der Stadt ee. v. d. H. zum Be 
trage von 700 000 Mark en . urch das 
der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 9 S. 53, ausgegeben den 
26. Februar 1880; 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Februar 1880 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Lublinitz im 
Betrage von 400 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Oppeln Nr. 11 S. 76 bis 78, ausgegeben den 12. März 1880. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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